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Allgemeine  
Geschäftsbedingungen

§ 1 Geltungsbereich
1.	 �Diese Verkaufsbedingungen gelten ausschließlich 

gegenüber Unternehmern, juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen im Sinne von § 310 Absatz 1 BGB. 
Entgegenstehende oder von unseren Verkaufsbedin-
gungen abweichende Bedingungen des Bestellers 
erkennen wir nur an, wenn wir ausdrücklich schrift-
lich der Geltung zustimmen.	

2.	 �Diese Verkaufsbedingungen gelten auch für alle zu-
künftigen Geschäfte mit dem Besteller, soweit es sich 
um ���Rechtsgeschäfte verwandter Art.

	
§ 2  Angebot und Vertragsabschluss
Sofern eine Bestellung als Angebot gemäß § 145 BGB an-
zusehen ist, können wir diese innerhalb von zwei Wochen 
annehmen.	
 
§ 3 Überlassene Unterlagen

An allen in Zusammenhang mit der Auftragserteilung 	
dem Besteller überlassenen Unterlagen, wie z. B. Kalku-
lationen, Zeichnungen etc., behalten wir uns Eigentums- 
und Urheberrechte vor. Diese Unterlagen dürfen Dritten 
nicht zugänglich gemacht werden, es sei denn, wir ertei-
len dazu dem Besteller unsere ausdrückliche schriftliche 
Zustimmung. Soweit wir das Angebot des Bestellers nicht 
innerhalb der Frist von § 2 annehmen, sind diese Unter-
lagen uns unverzüglich zurückzusenden.	
 
§ 4 Preise und Zahlung

1.	 �Sofern nichts Gegenteiliges schriftlich vereinbart wird, 
gelten unsere Preise ab Werk ausschließlich Verpa-
ckung und zuzüglich Mehrwertsteuer in jeweils gültiger 
Höhe. Kosten der Verpackung werden gesondert in 
Rechnung gestellt.	

2.	 �Die Zahlung des Kaufpreises hat ausschließlich auf das 
umseitig genannte Konto zu erfolgen. Der Abzug von 
Skonto ist nur bei schriftlicher besonderer Vereinbarung 
zulässig.	

3.	 �Sofern nichts anderes vereinbart wird, ist der Kaufpreis 
innerhalb von 10 Tagen nach Lieferung zu zahlen. Ver-
zugszinsen werden in Höhe von 9 % über dem jewei-
ligen Basiszinssatz p.a. und eine Kostenpauschale von 
40,00 € berechnet. Die Geltendmachung eines höheren 
Verzugsschadens bleibt vorbehalten.	

4.	 �Sofern keine Festpreisabrede getroffen wurde, bleiben 
angemessene Preisänderungen wegen veränderter 
Lohn-, Material- und Vertriebskosten für Lieferungen, 
die 3 Monate oder später nach Vertragsabschluss 	
erfolgen, vorbehalten.

§ 5 Zurückbehaltungsrechte

Zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts ist der Bestel-
ler nur insoweit befugt, als sein Gegenanspruch auf dem 
gleichen Vertragsverhältnis beruht.

§ 6 Lieferzeit

1.	 �Der Beginn der von uns angegebenen Lieferzeit setzt 
die rechtzeitige und ordnungsgemäße Erfüllung der 
Verpflichtungen des Bestellers voraus. Die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrages bleibt vorbehalten.	

2.	 �Kommt der Besteller in Annahmeverzug oder verletzt er 
schuldhaft sonstige Mitwirkungspflichten, so sind wir 
berechtigt, den uns insoweit entstehenden Schaden, 
einschließlich etwaiger Mehraufwendungen ersetzt zu 
verlangen. Weitergehende Ansprüche bleiben vorbe-
halten. Sofern vorstehende Voraussetzungen vorliegen, 
geht die Gefahr eines zufälligen Untergangs oder einer 
zufälligen Verschlechterung der Kaufsache in dem Zeit-
punkt auf den Besteller über, in dem dieser in Annah-
me- oder Schuldnerverzug geraten ist.	

3.	 �Wir haften im Fall des von uns nicht vorsätzlich oder 
grob fahrlässig herbeigeführten Lieferverzugs für jede 
vollendete Woche Verzug im Rahmen einer pauscha-
lierten Verzugsentschädigung in Höhe von 3 % des 
Lieferwertes, maximal jedoch nicht mehr als 15 % des 
Lieferwertes.	

4.	 Weitere gesetzliche Ansprüche und Rechte des Bestel-
lers wegen eines Lieferverzuges bleiben unberührt.

§ 7 Gefahrenübergang bei Versendung

Wird die Ware auf Wunsch des Bestellers an diesen ver-
sandt, so geht mit der Absendung an den Besteller, spätes-
tens mit Verlassen des Werks/Lagers die Gefahr des zufäl-
ligen Untergangs oder der zufälligen Verschlechterung der 
Ware auf den Besteller über. Dies gilt unabhängig davon, ob 
die Versendung der Ware vom Erfüllungsort erfolgt oder wer 
die Frachtkosten trägt. 

§ 8 Eigentumsvorbehalt

1.	 Wir behalten uns das Eigentum an der gelieferten Sa-
che bis zur vollständigen Zahlung sämtlicher Forderun-
gen aus dem Liefervertrag vor. Dies gilt auch für alle 
zukünftigen Lieferungen, auch wenn wir uns nicht stets 
ausdrücklich hierauf berufen. Wir sind berechtigt, die 
Kaufsache zurückzunehmen, wenn der Besteller sich 
vertragswidrig verhält.

2.	 Der Besteller ist verpflichtet, solange das Eigentum 
noch nicht auf ihn übergegangen ist, die Kaufsache 
pfleglich zu behandeln. Insbesondere ist er verpflichtet, 
diese auf eigene Kosten gegen Diebstahl-, Feuer- und 
Wasserschäden ausreichend zum Neuwert zu versi-
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chern. Müssen Wartungs- und Inspektionsarbeiten durch-
geführt werden, hat der Besteller diese auf eigene Kosten 
rechtzeitig auszuführen. Solange das Eigentum noch 
nicht übergegangen ist, hat uns der Besteller unverzüglich 
schriftlich zu benachrichtigen, wenn der gelieferte Gegen-
stand gepfändet oder sonstigen Eingriffen Dritter ausgesetzt 
ist. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, uns die gericht-
lichen und außergerichtlichen Kosten einer Klage gemäß 
§ 771 ZPO zu erstatten, haftet der Besteller für den uns 
entstandenen Ausfall.	

3.	 Der Besteller ist zur Weiterveräußerung der Vorbehaltsware 
im normalen Geschäftsverkehr berechtigt. Die Forderungen 
gegenüber dem Abnehmer aus der Weiterveräußerung der 
Vorbehaltsware tritt der Besteller schon jetzt an uns in Höhe 
des mit uns vereinbarten Faktura-Endbetrages (einschließ-
lich Mehrwertsteuer) ab. Diese Abtretung gilt unabhängig 
davon, ob die Kaufsache ohne oder nach Verarbeitung 
weiterverkauft worden ist. Der Besteller bleibt zur Einzie-
hung der Forderung auch nach der Abtretung ermächtigt. 
Unsere Befugnis, die Forderung selbst einzuziehen, bleibt 
davon unberührt. Wir werden jedoch die Forderung nicht 
einziehen, solange der Besteller seinen Zahlungsverpflich-
tungen aus den vereinnahmten Erlösen nachkommt, nicht in 
Zahlungsverzug ist und insbesondere kein Antrag auf Eröff-
nung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist oder Zahlungs-
einstellung vorliegt.	

4.	 Die Be- und Verarbeitung oder Umbildung der Kaufsache 
durch den Besteller erfolgt stets Namens und im Auftrag für 
uns. In diesem Fall setzt sich das Anwartschaftsrecht des 
Bestellers an der Kaufsache an der umgebildeten Sache 
fort. Sofern die Kaufsache mit anderen, uns nicht gehören-
den Gegenständen verarbeitet wird, erwerben wir das Mit-
eigentum an der neuen Sache im Verhältnis des objektiven 
Wertes unserer Kaufsache zu den anderen bearbeiteten 
Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung. Dasselbe gilt für 
den Fall der Vermischung. Sofern die Vermischung in der 
Weise erfolgt, dass die Sache des Bestellers als Hauptsa-
che anzusehen ist, gilt als vereinbart, dass der Besteller uns 
anteilmäßig Miteigentum überträgt und das so entstandene 
Alleineigentum oder Miteigentum für uns verwahrt. Zur Si-
cherung unserer Forderungen gegen den Besteller tritt der 
Besteller auch solche Forderungen an uns ab, die ihm durch 
die Verbindung der Vorbehaltsware mit einem Grundstück 
gegen einen Dritten erwachsen; wir nehmen diese Abtre-
tung schon jetzt an. 	

5.	 Wir verpflichten uns, die uns zustehenden Sicherheiten auf 
Verlangen des Bestellers freizugeben, soweit ihr Wert die zu 
sichernden Forderungen um mehr als 20 % übersteigt.	

§ 9 �Gewährleistung und Mängelrüge sowie 
Rückgriff/Herstellerregress 

1.	 �Gewährleistungsrechte des Bestellers setzen voraus, 
dass dieser seinen nach § 377 HGB geschuldeten Un-
tersuchungs- und Rügeobliegenheiten ordnungsgemäß 
nachgekommen ist. 	

2.	 Mängelansprüche verjähren in 12 Monaten nach 
erfolgter Ablieferung der von uns gelieferten Ware 
bei unserem Besteller. Für Schadensersatzansprü-
che bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit sowie bei 
Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, die 
auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Verwenders beruhen, gilt die gesetzliche 
Verjährungsfrist. Soweit das Gesetz gemäß § 438 
Abs. 1 Nr. 2 BGB (Bauwerke und Sachen für Bau-
werke), § 479 Absatz 1 BGB (Rückgriffsanspruch) und 
§ 634a Absatz 1 BGB (Baumängel) längere Fristen 
zwingend vorschreibt, gelten diese Fristen. Vor 
etwaiger Rücksendung der Ware ist unsere Zustim-
mung einzuholen.	

3.	 Sollte trotz aller aufgewendeter Sorgfalt die geliefer-
te Ware einen Mangel aufweisen, der bereits zum 
Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag, so werden 
wir die Ware, vorbehaltlich fristgerechter Mängelrüge 
nach unserer Wahl nachbessern oder Ersatzware 
liefern. Es ist uns stets Gelegenheit zur Nacherfüllung 
innerhalb angemessener Frist zu geben. Rückgriffs-
ansprüche bleiben von vorstehender Regelung ohne 
Einschränkung unberührt.	

4.	 �Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann der Besteller – 	
unbeschadet etwaiger Schadensersatzansprüche – 
vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung mindern.	

5.	 Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheb-
licher Abweichung von der vereinbarten Beschaf-
fenheit, bei nur unerheblicher Beeinträchtigung 
der Brauchbarkeit, bei natürlicher Abnutzung oder 
Verschleiß wie bei Schäden, die nach dem Gefahr-
übergang infolge fehlerhafter oder nachlässiger 
Behandlung, übermäßiger Beanspruchung, unge-
eigneter Betriebsmittel, mangelhafter Bauarbeiten, 
ungeeigneten Baugrundes oder aufgrund besonderer 
äußerer Einflüsse entstehen, die nach dem Vertrag 
nicht vorausgesetzt sind. Werden vom Besteller oder 
Dritten unsachgemäß Instandsetzungsarbeiten oder 
Änderungen vorgenommen, so bestehen für diese 
und die daraus entstehenden Folgen ebenfalls keine 
Mängelansprüche. 	

6.	 Ansprüche des Bestellers wegen der zum Zweck 
der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, 
insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und 
Materialkosten, sind ausgeschlossen, soweit die 
Aufwendungen sich erhöhen, weil die von uns ge-
lieferte Ware nachträglich an einen anderen Ort als 
die Niederlassung des Bestellers verbracht worden 
ist, es sei denn, die Verbringung entspricht ihrem be-
stimmungsgemäßen Gebrauch.

7.	 �Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen uns be-
stehen nur insoweit, als der Besteller mit seinem 
Abnehmer keine über die gesetzlich zwingenden 
Mängelansprüche hinausgehenden Vereinbarungen 
getroffen hat. Für den Umfang des Rückgriffsanspru-
ches des Bestellers gegen den Lieferer gilt ferner 
Absatz 6 entsprechend.	

8.	 Alle Retouren (RMA) müssen über ein Online-Formu-
lar bei uns angemeldet werden. Bei einem allfälligen 
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Geräteaustausch übernimmt die Käuferin die Portokosten 
für die Rücksendung der defekten Geräte. Nach Erhalt der 
Mängelanzeige erhält smartRED das Recht, den geltend 
gemachten Mangel durch eigene Mitarbeiter oder Experten 
überprüfen zu lassen.	

9.	 Alles, was auf normale Abnützung, mangelhafte Wartung, 
unsachgemäße Behandlung, Überbeanspruchung und 
zerstörende Einwirkung Dritter und dgl. zurückzuführen 
ist, gilt nicht als Mangel und wird von der Gewährleistung 
ausgeschlossen. Sollte der Kunde ohne Einwilligung von 
smartRED Änderungen an den von smartRED gelieferten 
Waren vornehmen, so besteht keine Gewährleistung von 
Seiten der smartRED. 

§ 10 Sonstiges

1.	 �Dieser Vertrag und die gesamten Rechtsbeziehungen 
der Parteien unterliegen dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG).	

2.	 Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand und für 
alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist unser Geschäfts-
sitz, sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes 
ergibt.	

3.	 Alle Vereinbarungen, die zwischen den Parteien zwecks 
Ausführung dieses Vertrages getroffen werden, sind in 
diesem Vertrag schriftlich niedergelegt.

§ 11 Höhere Gewalt

1.	 �„Höhere Gewalt“ bedeutet das Eintreten eines Ereignis-
ses oder Umstands, dass eine Partei daran hindert, eine 
oder mehrere ihrer vertraglichen Verpflichtungen aus dem 
Vertrag zu erfüllen, wenn und soweit die von dem Hinder-
nis betroffene Partei nachweist, dass: (a) dieses Hindernis 
außerhalb der ihr zumutbaren Kontrolle liegt; und (b) es 
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht in zumutba-
rer Weise vorhersehbar war; und (c) die Auswirkungen des 
Hindernisses von der betroffenen Partei nicht in zumutbarer 
Weise hätten vermieden oder überwunden werden können.	

2.	 �Bis zum Beweis des Gegenteils wird bei den folgenden 
Ereignissen vermutet, die eine Partei betreffen, sie würden 
die Voraussetzungen unter Absatz 1 lit. (a) und lit. (b) nach 
Absatz 1 dieser Klausel erfüllen:	
	
�(i) Krieg (erklärt oder nicht erklärt), Feindseligkeiten, Angriff, 
Handlungen ausländischer Feinde, umfangreiche militäri-
sche Mobilisierung; (ii) Bürgerkrieg, Aufruhr, Rebellion und 
Revolution, militärische oder sonstige Machtergreifung, Auf-
stand, Terrorakte, Sabotage oder Piraterie; (iii) Währungs- 
und Handelsbeschränkungen, Embargo, Sanktionen; 
(iv) rechtmäßige oder unrechtmäßige Amtshandlungen, 
Befolgung von Gesetzen oder Regierungsanordnungen, 
Enteignung, Beschlagnahme von Werken, Requisition, Ver-

staatlichung; (v) Pest, Epidemie, Naturkatastrophe oder 
extremes Naturereignis; (vi) Explosion, Feuer, Zerstö-
rung von Ausrüstung, längerer Ausfall von Transport-
mitteln, Telekommunikation, Informationssystemen oder 
Energie; (vii) allgemeine Arbeitsunruhen wie Boykott, 
Streik und Aussperrung, Bummelstreik, Besetzung von 
Fabriken und Gebäuden. 	

3.	 Eine Partei, die sich mit Erfolg auf diese Klausel be-
ruft, ist ab dem Zeitpunkt, zu dem das Hindernis ihr 
die Leistungserbringung unmöglich macht, von ihrer 
Pflicht zur Erfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtun-
gen und von jeder Schadenersatzpflicht oder von 
jedem anderen vertraglichen Rechtsbehelf wegen 
Vertragsverletzung befreit; sofern dies unverzüg-
lich mitgeteilt wird. Erfolgt die Mitteilung nicht un-
verzüglich, so wird die Befreiung von dem Zeitpunkt 
an wirksam, zu dem die Mitteilung die andere Partei 
erreicht. Ist die Auswirkung des geltend gemachten 
Hindernisses oder Ereignisses vorübergehend, so 
gelten die eben dargelegten Folgen nur so lange, wie 
das geltend gemachte Hindernis die Vertragserfüllung 
durch die betroffene Partei verhindert. Hat die Dauer 
des geltend gemachten Hindernisses zur Folge, dass 
den Vertragsparteien dasjenige, was sie kraft des Ver-
trages berechtigterweise erwarten durften, in erheb-
lichem Maße entzogen wird, so hat jede Partei das 
Recht, den Vertrag durch Benachrichtigung der ande-
ren Partei innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
zu kündigen. Sofern nicht anders vereinbart, verein-
baren die Parteien ausdrücklich, dass der Vertrag von 
jeder Partei gekündigt werden kann, wenn die Dauer 
des Hindernisses 120 Tage überschreitet.
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